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Teil 1: Zum Geleit 

In Verfolgung eines interaktiven Lehr- und Lernkonzepts werden die Rechtsquellen von den Studieren-
den in einem Feedbackprozess mit dem Lehrstuhl ausgewählt und dokumentiert. Ziel ist die Erstellung 
eines Textbuchs, das Grundlage für die Klausurbearbeitung sein kann und gleichzeitig der Überprüfung 
des Lernerfolgs dient.  

Grundsätzlich werden die Rechtsquellen der (im Bundesrecht nicht authentischen) Internetseite 

www.gesetze-im-internet.de entnommen und in den Fußnoten das dort genannte „Vollzitat“ wiederge-
geben.  

Auslassungen in den Normtexten sind mit [...] gekennzeichnet. 

 

 

Teil 2: Normtexte 

A. Völkerrecht 

I. Europäische Konvention zum Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten 

(Europäische Menschenrechtskonvention – EMRK)1 

Art. 10 Freiheit der Meinungsäußerung 

1. Jede Person hat das Recht auf freie Meinungsäußerung. Dieses Recht schließt die Meinungsfreiheit 

und die Freiheit ein, Informationen und Ideen ohne behördliche Eingriffe und ohne Rücksicht auf Staats-
grenzen zu empfangen und weiterzugeben. Dieser Artikel hindert die Staaten nicht, für Hörfunk-, Fern-
seh- oder Kinounternehmen eine Genehmigung vorzuschreiben. 

2. Die Ausübung dieser Freiheiten ist mit Pflichten und Verantwortung verbunden; sie kann daher Form-
vorschriften, Bedingungen, Einschränkungen oder Strafdrohungen unterworfen werden, die gesetzlich 

vorgesehen und in einer demokratischen Gesellschaft notwendig sind für die nationale Sicherheit, die 
territoriale Unversehrtheit oder die öffentliche Sicherheit, zur Aufrechterhaltung der Ordnung oder zur 
Verhütung von Straftaten, zum Schutz der Gesundheit oder der Moral, zum Schutz des guten Rufes 
oder der Rechte anderer, zur Verhinderung der Verbreitung vertraulicher Informationen oder zur Wah-
rung der Autorität und der Unparteilichkeit der Rechtsprechung. 

 

 

B. Unionsrecht 

I. Primärrecht 

1. Vertrag über die Europäische Union (EUV)2 

Artikel 22 

(1) Auf der Grundlage der in Artikel 21 aufgeführten Grundsätze und Ziele legt der Europäische Rat die 

strategischen Interessen und Ziele der Union fest. 

                                                      
1 Europäische Konvention zum Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten (Europäische Menschenrechtskonvention – 
EMRK) in der Fassung der Protokolle Nr. 11 und 14 samt Zusatzprotokoll und Protokolle Nr. 4, 6, 7, 12, 13 und 16. Text der 
deutschen, nicht authentischen Übersetzung. Für die authentischen Fassungen in englischer und französischer Sprache siehe 
https://www.echr.coe.int/Pages/home.aspx?p=basictexts/convention (06.12.2018). 
2 ABl. C 202 vom 07.06.2016, S. 13 ff. 

https://www.cylaw.tu-darmstadt.de/media/jus4/lehre/oeffentliches_recht_i_1/ws_2017___1/2017_04_20_C._Sutter_Lehr-Lernvertrag_Version_2.pdf
http://www.gesetze-im-internet.de/
https://www.echr.coe.int/Pages/home.aspx?p=basictexts/convention
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Die Beschlüsse des Europäischen Rates über die strategischen Interessen und Ziele der Union erstre-
cken sich auf die Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik sowie auf andere Bereiche des auswärti-
gen Handelns der Union. Sie können die Beziehungen der Union zu einem Land oder einer Region 
betreffen oder aber ein bestimmtes Thema zum Gegenstand haben. Sie enthalten Bestimmungen zu 

ihrer Geltungsdauer und zu den von der Union und den Mitgliedstaaten bereitzustellen den Mitteln. 

Der Europäische Rat beschließt einstimmig auf Empfehlung des Rates, die dieser nach den für den 
jeweiligen Bereich vorgesehenen Regelungen abgibt. Die Beschlüsse des Europäischen Rates werden 
nach Maßgabe der in den Verträgen vorgesehenen Verfahren durchgeführt. […] 
 

Artikel 23 

Das Handeln der Union auf internationaler Ebene im Rahmen dieses Kapitels beruht auf den Grunds-
ätzen des Kapitels 1, verfolgt die darin genannten Ziele und steht mit den allgemeinen Bestimmungen 
jenes Kapitels im Einklang. 

 

Artikel 26 

[…] (2) Der Rat gestaltet die Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik und fasst die für die Festlegung 
und Durchführung dieser Politik erforderlichen Beschlüsse auf der Grundlage der vom Europäischen 
Rat festgelegten allgemeinen Leitlinien und strategischen Vorgaben. 

Der Rat und der Hohe Vertreter der Union für Außen- und Sicherheitspolitik tragen für ein einheitliches, 

kohärentes und wirksames Vorgehen der Union Sorge. […] 
 

2. Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union (AEUV)3 

Art. 67 

(1) Die Union bildet einen Raum der Freiheit, der Sicherheit und des Rechts, in dem die Grundrechte 

und die verschiedenen Rechtsordnungen und -traditionen der Mitgliedstaaten geachtet werden. 

(2) Sie stellt sicher, dass Personen an den Binnengrenzen nicht kontrolliert werden, und entwickelt eine 
gemeinsame Politik in den Bereichen Asyl, Einwanderung und Kontrollen an den Außengrenzen, die 
sich auf die Solidarität der Mitgliedstaaten gründet und gegenüber Drittstaatsangehörigen angemessen 
ist. Für die Zwecke dieses Titels werden Staatenlose den Drittstaatsangehörigen gleichgestellt. 

(3) Die Union wirkt darauf hin, durch Maßnahmen zur Verhütung und Bekämpfung von Kriminalität sowie 
von Rassismus und Fremdenfeindlichkeit, zur Koordinierung und Zusammenarbeit von Polizeibehörden 
und Organen der Strafrechtspflege und den anderen zuständigen Behörden sowie durch die gegensei-
tige Anerkennung strafrechtlicher Entscheidungen und erforderlichenfalls durch die Angleichung der 
strafrechtlichen Rechtsvorschriften ein hohes Maß an Sicherheit zu gewährleisten. 

(4) Die Union erleichtert den Zugang zum Recht, insbesondere durch den Grundsatz der gegenseitigen 
Anerkennung gerichtlicher und außergerichtlicher Entscheidungen in Zivilsachen. 

 

 

II. Sekundärrecht 

 

 

                                                      
3 ABl. C 202 vom 07.06.2016, S. 47 ff. 
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C. Nationales Recht der Bundesrepublik Deutschland (BRD) 

I. Primärrecht - Grundgesetz4 

Art. 1 

(1) Die Würde des Menschen ist unantastbar. Sie zu achten und zu schützen ist Verpflichtung aller 
staatlichen Gewalt. [...] 

 

Art. 5 

(1) Jeder hat das Recht, seine Meinung in Wort, Schrift und Bild frei zu äußern und zu verbreiten und 
sich aus allgemein zugänglichen Quellen ungehindert zu unterrichten. Die Pressefreiheit und die Frei-
heit der Berichterstattung durch Rundfunk und Film werden gewährleistet. Eine Zensur findet nicht statt. 

(2) Diese Rechte finden ihre Schranken in den Vorschriften der allgemeinen Gesetze, den gesetzlichen 

Bestimmungen zum Schutze der Jugend und in dem Recht der persönlichen Ehre. 

(3) Kunst und Wissenschaft, Forschung und Lehre sind frei. Die Freiheit der Lehre entbindet nicht von 
der Treue zur Verfassung. 

 

Artikel 20 

(1) Die Bundesrepublik Deutschland ist ein demokratischer und sozialer Bundesstaat. 

(2) Alle Staatsgewalt geht vom Volke aus. Sie wird vom Volke in Wahlen und Abstimmungen und durch 
besondere Organe der Gesetzgebung, der vollziehenden Gewalt und der Rechtsprechung ausgeübt. 

(3) Die Gesetzgebung ist an die verfassungsmäßige Ordnung, die vollziehende Gewalt und die Recht-
sprechung sind an Gesetz und Recht gebunden. 

(4) Gegen jeden, der es unternimmt, diese Ordnung zu beseitigen, haben alle Deutschen das Recht 
zum Widerstand, wenn andere Abhilfe nicht möglich ist. 

 

Artikel 20a 

Der Staat schützt auch in Verantwortung für die künftigen Generationen die natürlichen Lebensgrund-

lagen und die Tiere im Rahmen der verfassungsmäßigen Ordnung durch die Gesetzgebung und nach 
Maßgabe von Gesetz und Recht durch die vollziehende Gewalt und die Rechtsprechung. 

 

Artikel 23  

(1) Zur Verwirklichung eines vereinten Europas wirkt die Bundesrepublik Deutschland bei der Entwick-

lung der Europäischen Union mit, die demokratischen, rechtsstaatlichen, sozialen und föderativen 
Grundsätzen und dem Grundsatz der Subsidiarität verpflichtet ist und einen diesem Grundgesetz im 
wesentlichen vergleichbaren Grundrechtsschutz gewährleistet. Der Bund kann hierzu durch Gesetz mit 
Zustimmung des Bundesrates Hoheitsrechte übertragen. Für die Begründung der Europäischen Union 
sowie für Änderungen ihrer vertraglichen Grundlagen und vergleichbare Regelungen, durch die dieses 

Grundgesetz seinem Inhalt nach geändert oder ergänzt wird oder solche Änderungen oder Ergänzun-
gen ermöglicht werden, gilt Artikel 79 Abs. 2 und 3. 

(1a) Der Bundestag und der Bundesrat haben das Recht, wegen Verstoßes eines Gesetzgebungsakts 
der Europäischen Union gegen das Subsidiaritätsprinzip vor dem Gerichtshof der Europäischen Uni-on 
Klage zu erheben. Der Bundestag ist hierzu auf Antrag eines Viertels seiner Mitglieder verpflichtet. 

Durch Gesetz, das der Zustimmung des Bundesrates bedarf, können für die Wahrnehmung der Rechte, 

                                                      
4 Grundgesetz für die Bundesrepublik Deutschland in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 100-1, veröffentlich-
ten bereinigten Fassung, das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 13. Juli 2017 (BGBl. I S. 2347) geändert worden ist. 
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die dem Bundestag und dem Bundesrat in den vertraglichen Grundlagen der Europäischen Union ein-
geräumt sind, Ausnahmen von Artikel 42 Abs. 2 Satz 1 und Artikel 52 Abs. 3 Satz 1 zugelassen werden. 
[...] 

 

Art. 31 

Bundesrecht bricht Landesrecht. 

 

Art. 38  

(1) Die Abgeordneten des Deutschen Bundestages werden in allgemeiner, unmittelbarer, freier, gleicher 

und geheimer Wahl gewählt. Sie sind Vertreter des ganzen Volkes, an Aufträge und Weisungen nicht 
gebunden und nur ihrem Gewissen unterworfen. 

(2) Wahlberechtigt ist, wer das achtzehnte Lebensjahr vollendet hat; wählbar ist, wer das Alter erreicht 
hat, mit dem die Volljährigkeit eintritt. 

(3) Das Nähere bestimmt ein Bundesgesetz. 

 

Artikel 79 

[...] (2) Ein solches Gesetz bedarf der Zustimmung von zwei Dritteln der Mitglieder des Bundestages 
und zwei Dritteln der Stimmen des Bundesrates. 

(3) Eine Änderung dieses Grundgesetzes, durch welche die Gliederung des Bundes in Länder, die 

grundsätzliche Mitwirkung der Länder bei der Gesetzgebung oder die in den Artikeln 1 und 20 nieder-
gelegten Grundsätze berührt werden, ist unzulässig. 

 

Art. 91c  

(1) Bund und Länder können bei der Planung, der Errichtung und dem Betrieb der für ihre Aufgabener-

füllung benötigten informationstechnischen Systeme zusammenwirken. 

(2) Bund und Länder können auf Grund von Vereinbarungen die für die Kommunikation zwischen ihren 
informationstechnischen Systemen notwendigen Standards und Sicherheitsanforderungen festlegen. 
Vereinbarungen über die Grundlagen der Zusammenarbeit nach Satz 1 können für einzelne nach Inhalt 
und Ausmaß bestimmte Aufgaben vorsehen, dass nähere Regelungen bei Zustimmung einer in der 

Vereinbarung zu bestimmenden qualifizierten Mehrheit für Bund und Länder in Kraft treten. Sie bedürfen 
der Zustimmung des Bundestages und der Volksvertretungen der beteiligten Länder; das Recht zur 
Kündigung dieser Vereinbarungen kann nicht ausgeschlossen werden. Die Vereinbarungen regeln auch 
die Kostentragung. 

(3) Die Länder können darüber hinaus den gemeinschaftlichen Betrieb informationstechnischer Sys-

teme sowie die Errichtung von dazu bestimmten Einrichtungen vereinbaren. 

(4) Der Bund errichtet zur Verbindung der informationstechnischen Netze des Bundes und der Länder 
ein Verbindungsnetz. Das Nähere zur Errichtung und zum Betrieb des Verbindungsnetzes regelt ein 
Bundesgesetz mit Zustimmung des Bundesrates. 

(5) Der übergreifende informationstechnische Zugang zu den Verwaltungsleistungen von Bund und Län-

dern wird durch Bundesgesetz mit Zustimmung des Bundesrates geregelt. 
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II. Sekundärrecht 

1. Strafgesetzbuch (StGB)5 

§ 130 Volksverhetzung 

(1) Wer in einer Weise, die geeignet ist, den öffentlichen Frieden zu stören, 

1.  gegen eine nationale, rassische, religiöse oder durch ihre ethnische Herkunft bestimmte Gruppe, 
gegen Teile der Bevölkerung oder gegen einen Einzelnen wegen seiner Zugehörigkeit zu einer vor-
bezeichneten Gruppe oder zu einem Teil der Bevölkerung zum Hass aufstachelt, zu Gewalt- oder 
Willkürmaßnahmen auffordert oder 

2.  die Menschenwürde anderer dadurch angreift, dass er eine vorbezeichnete Gruppe, Teile der Be-

völkerung oder einen Einzelnen wegen seiner Zugehörigkeit zu einer vorbezeichneten Gruppe oder 
zu einem Teil der Bevölkerung beschimpft, böswillig verächtlich macht oder verleumdet, 

wird mit Freiheitsstrafe von drei Monaten bis zu fünf Jahren bestraft. 

(2) Mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer 

1.  eine Schrift (§ 11 Absatz 3) verbreitet oder der Öffentlichkeit zugänglich macht oder einer Person 

unter achtzehn Jahren eine Schrift (§ 11 Absatz 3) anbietet, überlässt oder zugänglich macht, die 

a)  zum Hass gegen eine in Absatz 1 Nummer 1 bezeichnete Gruppe, gegen Teile der Bevölkerung 
oder gegen einen Einzelnen wegen seiner Zugehörigkeit zu einer in Absatz 1 Nummer 1 bezeichne-
ten Gruppe oder zu einem Teil der Bevölkerung aufstachelt, 

b)  zu Gewalt- oder Willkürmaßnahmen gegen in Buchstabe a genannte Personen oder Personenmehr-

heiten auffordert oder 

c)  die Menschenwürde von in Buchstabe a genannten Personen oder Personenmehrheiten dadurch 
angreift, dass diese beschimpft, böswillig verächtlich gemacht oder verleumdet werden, 

2.  einen in Nummer 1 Buchstabe a bis c bezeichneten Inhalt mittels Rundfunk oder Telemedien einer 
Person unter achtzehn Jahren oder der Öffentlichkeit zugänglich macht oder 

3.  eine Schrift (§ 11 Absatz 3) des in Nummer 1 Buchstabe a bis c bezeichneten Inhalts herstellt, be-
zieht, liefert, vorrätig hält, anbietet, bewirbt oder es unternimmt, diese Schrift ein- oder auszuführen, 
um sie oder aus ihr gewonnene Stücke im Sinne der Nummer 1 oder Nummer 2 zu verwenden oder 
einer anderen Person eine solche Verwendung zu ermöglichen. 

(3) Mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer eine unter der Herrschaft 

des Nationalsozialismus begangene Handlung der in § 6 Abs. 1 des Völkerstrafgesetzbuches bezeich-
neten Art in einer Weise, die geeignet ist, den öffentlichen Frieden zu stören, öffentlich oder in einer 
Versammlung billigt, leugnet oder verharmlost. [...] 

 

§ 185 Beleidigung 

Die Beleidigung wird mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe und, wenn die Beleidigung 
mittels einer Tätlichkeit begangen wird, mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe be-
straft. 

 

 

 

 

                                                      
5 Strafgesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 13. November 1998 (BGBl. I S. 3322), das zuletzt durch Artikel 1 
des Gesetzes vom 30. Oktober 2017 (BGBl. I S. 3618) geändert worden ist. 
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2. Völkerstrafgesetzbuch (VStGB)6 

§ 6 Völkermord 

(1) Wer in der Absicht, eine nationale, rassische, religiöse oder ethnische Gruppe als solche ganz oder 
teilweise zu zerstören, 

1. ein Mitglied der Gruppe tötet, 

2. einem Mitglied der Gruppe schwere körperliche oder seelische Schäden, insbesondere der in § 226 
des Strafgesetzbuches bezeichneten Art, zufügt, 

3. die Gruppe unter Lebensbedingungen stellt, die geeignet sind, ihre körperliche Zerstörung ganz oder 
teilweise herbeizuführen, 

4. Maßregeln verhängt, die Geburten innerhalb der Gruppe verhindern sollen, 

5. ein Kind der Gruppe gewaltsam in eine andere Gruppe überführt, wird mit lebenslanger Freiheits-
strafe bestraft. […] 

 

 

Teil 3: Rechtsprechung 

Als Anhänge zu diesem Dokument finden sich die in der Vorlesung behandelten Rechtsprechungsent-

scheidungen in der hier aufgeführten Reihenfolge: 

 

 BVerfG, Urt. v. 20.02.2009, Az. 1 BvR 2266/04, 1 BvR 2266/05 (Einschränkung der Meinungs-
freiheit in Bezug auf die „qualifizierte Auschwitzlüge“) 

 EGMR, Urt. v. 08.11.2012, App.no. 434841/09 (CASE OF PETA DEUTSCHLAND v. GER-

MANY) in englischer Sprache (authentische Version)7  

                                                      
6 Völkerstrafgesetzbuch vom 26. Juni 2002 (BGBl. I S. 2254), das durch Artikel 1 des Gesetzes vom 22. Dezember 2016 (BGBl. 
I S. 3150) geändert worden ist. 
7 Für die deutsche Übersetzung (nicht authentisch) siehe https://hudoc.echr.coe.int/eng?i=001-114273#{%22dis-
play%22:[%220%22],%22languageisocode%22:[%22GER%22],%22appno%22:[%2243481/09%22],%22documentcollectio-
nid2%22:[%22CHAMBER%22],%22itemid%22:[%22001-116252%22]} (06.12.2018). 

https://www.bundesverfassungsgericht.de/entscheidungen/rk20090220_1bvr226604.html
https://www.bundesverfassungsgericht.de/entscheidungen/rk20090220_1bvr226604.html
https://hudoc.echr.coe.int/eng?i=001-114273#{%22itemid%22:[%22001-114273%22]}
https://hudoc.echr.coe.int/eng?i=001-114273#{%22display%22:[%220%22],%22languageisocode%22:[%22GER%22],%22appno%22:[%2243481/09%22],%22documentcollectionid2%22:[%22CHAMBER%22],%22itemid%22:[%22001-116252%22]}
https://hudoc.echr.coe.int/eng?i=001-114273#{%22display%22:[%220%22],%22languageisocode%22:[%22GER%22],%22appno%22:[%2243481/09%22],%22documentcollectionid2%22:[%22CHAMBER%22],%22itemid%22:[%22001-116252%22]}
https://hudoc.echr.coe.int/eng?i=001-114273#{%22display%22:[%220%22],%22languageisocode%22:[%22GER%22],%22appno%22:[%2243481/09%22],%22documentcollectionid2%22:[%22CHAMBER%22],%22itemid%22:[%22001-116252%22]}


- Bevollmächtigter: Rechtsanwalt Wolfgang Schindler,

Wessobrunner Straße 33, 81377 München -

1

BUNDESVERFASSUNGSGERICHT

- 1 BVR 2266/04 -

- 1 BVR 2620/05 -

In dem Verfahren

über

die Verfassungsbeschwerden

des P... e.V.,

vertreten durch den Vorsitzenden

1. gegen a) den Beschluss des Kammergerichts vom 27. August 2004 - 9 U 118/

04 -,

b) den Beschluss des Kammergerichts vom 30. Juli 2004 - 9 U 118/04 -,

c) das Urteil des Landgerichts Berlin vom 22. April 2004 - 27 O 207/04 -,

d) den Beschluss des Landgerichts Berlin vom 18. März 2004 - 27 O 207/04

-

- 1 BVR 2266/04 -,

2. gegen a) den Beschluss des Kammergerichts vom 25. November 2005 - 9 U 15/

05 -,

b) das Urteil des Landgerichts Berlin vom 2. Dezember 2004 - 27 O 676/04

-

- 1 BVR 2620/05 -

hat die 1. Kammer des Ersten Senats des Bundesverfassungsgerichts durch

den Präsidenten Papier

und die Richter Eichberger,

Masing

gemäß § 93b in Verbindung mit § 93a BVerfGG in der Fassung der Bekanntma-

chung vom 11. August 1993 (BGBl I S. 1473) am 20. Februar 2009 einstimmig be-

schlossen:

Die Verfassungsbeschwerden werden nicht zur Entscheidung angenommen.

Gründe:

Die Verfassungsbeschwerden richten sich gegen zivilgerichtliche Verurteilungen

des Beschwerdeführers zur Unterlassung von Bildveröffentlichungen. Dabei betrifft

das Verfahren 1 BvR 2266/04 die im fachgerichtlichen Eilverfahren ergangenen Ent-

1/10



2

3

4

scheidungen, während sich die Verfassungsbeschwerde in der Sache 1 BvR 2620/

05 gegen die Entscheidungen im Hauptsacheverfahren richtet.

I.

1. Der Beschwerdeführer, ein eingetragener Verein, ist die deutsche Repräsentanz

der weltweiten Tierschutzorganisation „P.“. Er vertritt die Auffassung, dass wegen

des vergleichbaren Leidens- und Schmerzempfindens von Mensch und Tier der

Mensch kein Recht habe, Tiere für seine Zwecke zu gebrauchen, sondern moralisch

gehalten sei, auf die Nutzung tierischer Produkte zu verzichten. Ausgehend von die-

ser Haltung setzt der Beschwerdeführer sich nach seiner Satzung für die Verbesse-

rung der Lebensbedingungen von Tieren ein. Zu diesem Zweck wollte der Beschwer-

deführer im März 2004 eine im Wesentlichen gleichartig zuvor in den USA

präsentierte Werbekampagne unter dem Titel „Der Holocaust auf Ihrem Teller“ begin-

nen. Dabei sollte unter anderem auf Plakatwänden jeweils ein Foto aus dem Bereich

der Massentierhaltung neben einer Abbildung von lebenden oder toten Häftlingen

von Konzentrationslagern aus der Zeit des Nationalsozialismus gezeigt werden. Die

Darstellungen sollten jeweils mit einer kurzen Beschriftung versehen werden, die so

angelegt war, dass sie vom Betrachter als auf beide Fotografien gleichermaßen be-

zogen angesehen werden musste.

Die Antragsteller und Kläger der Ausgangsverfahren (im Folgenden: Kläger) waren

seinerzeit der Präsident und die Vizepräsidenten des Zentralrates der Juden in

Deutschland, einer Körperschaft des öffentlichen Rechts, die die Interessen der in

Deutschland lebenden Juden vertritt. Sie überlebten als Kinder den Holocaust, dem

ihre Familien teilweise zum Opfer fielen. Nachdem sie durch öffentliche Ankündigun-

gen des Beschwerdeführers von dessen geplanter Werbekampagne erfahren hatten,

beantragten sie beim Landgericht, dem Beschwerdeführer im Wege der einstweiligen

Verfügung zu untersagen, die im Einzelnen bezeichneten Darstellungen von neben-

einander gestellten Szenen aus der Massentierhaltung und aus Konzentrationsla-

gern der Öffentlichkeit zugänglich zu machen.

Mit dem hier angegriffenen Beschluss vom 18. März 2004 erließ das Landgericht

antragsgemäß eine entsprechende Verbotsverfügung. Auf den Widerspruch des Be-

schwerdeführers bestätigte das Landgericht die einstweilige Verfügung mit dem hier

ebenfalls angegriffenen Urteil vom 22. April 2004. Zur Begründung führte das Gericht

aus, die Kläger hätten einen Unterlassungsanspruch gegen den Beschwerdeführer

aus § 823 Abs. 1 und 2 BGB in Verbindung mit § 1004 Abs. 1 Satz 2 BGB analog,

§§ 185 ff. StGB, Art. 1 Abs. 1, Art. 2 Abs. 1 GG. Die Kläger seien als Überlebende der

Judenverfolgung in der Zeit des Nationalsozialismus von den streitgegenständlichen

Äußerungen betroffen. Bei diesen handele es sich um Meinungsäußerungen, nicht

um Tatsachenbehauptungen. Der in ihnen enthaltene Tatsachenkern trete jedenfalls

hinter dem auf die Gegenüberstellung von tierischem und menschlichem Leid zielen-

den Werturteil zurück. Die Äußerungen unterfielen daher der Schutzwirkung des

Art. 5 Abs. 1 GG. Dieser finde allerdings seine Schranke in § 185 StGB, die ihrerseits
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in Einklang mit dem Grundrecht der Meinungsfreiheit auszulegen und anzuwenden

sei. Deshalb bedürfe es grundsätzlich einer einzelfallbezogenen Abwägung zwischen

der Meinungsfreiheit einerseits und dem kollidierenden Rechtsgut andererseits. In

deren Rahmen sei zu beachten, dass für die geplante Kampagne, die zur öffentlichen

Meinungsbildung beitrage und daher keine Schmähkritik enthalte, die grundsätzliche

Vermutung der Zulässigkeit streite. Allerdings bestehe insoweit kein Automatismus;

vielmehr sei vorliegend zu berücksichtigen, dass die Gleichsetzung von Holocaustop-

fern mit Tieren vor dem Hintergrund des Menschenbildes des Grundgesetzes will-

kürlich erscheine und dass der Beschwerdeführer die Erniedrigung der abgebildeten

Menschen im Interesse der von ihm für richtig gehaltenen Ziele instrumentalisiere.

Hierauf komme es aber letztlich nicht an, weil anerkannt sei, dass die Meinungsfrei-

heit stets zurücktreten müsse, wenn eine Äußerung die Menschenwürde eines ande-

ren antaste. Dies sei hier der Fall. Die angegriffenen Darstellungen enthielten eine

Gegenüberstellung und damit auch eine Gleichsetzung der Bedingungen, unter de-

nen die Insassen von Konzentrationslagern einerseits und Tiere in Massentierhaltung

andererseits gelebt hätten oder noch lebten. Die Abbildungen seien gerade deshalb

so öffentlichkeitswirksam und aufwühlend, weil die nebeneinander montierten Fotos

scheinbar ähnliche Situationen zeigten, die sich lediglich dadurch unterschieden,

dass auf der einen Seite Tiere und auf der anderen Seite lebende oder tote Men-

schen abgebildet seien. Der durchschnittliche Betrachter entnehme diesen Darstel-

lungen, dass das Schicksal der abgebildeten Tiere und Menschen auf eine Stufe ge-

stellt und die Behandlung beider Wesen als gleichermaßen verwerflich hingestellt

werden sollten. Hierin manifestiere sich eine Beleidigung der Kläger als Opfer des

Holocaust, indem der ihnen kraft Menschseins zukommende Achtungsanspruch ver-

letzt und damit auch in die gemäß Art. 1 Abs. 1 GG geschützte Menschenwürde ein-

gegriffen werde. Zwar werde nicht das Menschsein der Holocaustopfer als solches in

Frage gestellt, doch werde es auf eine Stufe mit dem Leid der Tiere gestellt. Daran

ändere auch nichts, dass es dem Beschwerdeführer nach seinen eigenen Angaben

nicht um eine Abwertung der Leiden der Menschen, sondern eine Aufwertung der

Tiere in der öffentlichen Meinung gehe, denn auch hierin liege eine Gleichsetzung

beider Leiden. Diese sei nach dem Grundgesetz nicht zu rechtfertigen, da dieses die

Menschenwürde in das Zentrum sämtlichen staatlichen Wirkens stelle, den Tier-

schutz aber nicht einmal im Rahmen einer Staatszielbestimmung erwähne. So kom-

me auch in Art. 20a GG zum Ausdruck, dass die natürlichen Lebensgrundlagen gera-

de als eine Funktion künftigen menschlichen Lebens zu schützen seien. Ein

Widerspruch zu von dem Beschwerdeführer angeführten obergerichtlichen Entschei-

dungen bestehe nicht. Insbesondere weise ein lediglich verbaler Vergleich zwischen

der Haltung von Legehennen und dem Schicksal der Insassen von Konzentrationsla-

gern eine wesentlich geringere Eingriffsintensität auf als die hier gegenständlichen

Bilddarstellungen, in denen die abgebildeten Menschen – gerade infolge ihrer un-

menschlichen Behandlung durch andere – auf ihre biologische Existenz zurückge-

worfen seien. Die Darstellung von Menschen in Momenten größter Schwäche und

Demütigung betreffe deren Achtungsanspruch in besonderer Weise.
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Die Berufung des Beschwerdeführers gegen das Urteil des Landgerichts verwarf

das Kammergericht mit dem hier angegriffenen Beschluss vom 27. August 2004 ge-

mäß § 522 Abs. 2 ZPO. Zur Begründung machte es sich im Wesentlichen die Ausfüh-

rungen des Landgerichts zueigen. Dieses habe insbesondere nicht verkannt, dass es

sich bei dem tenorierten Veröffentlichungsverbot um eine rechtfertigungsbedürftige

Einschränkung des Grundrechts auf Meinungsfreiheit handele. Es habe indes zu

Recht angenommen, dass die streitgegenständlichen Bilddarstellungen die Men-

schenwürde der Holocaustopfer und damit auch der Kläger verletze, welche die

staatlichen Gerichte auch bei der Entscheidung über einen privatrechtlichen Rechts-

streit zu beachten hätten. Die Subjektqualität der Opfer werde in Frage gestellt, in-

dem ihr Schicksal benutzt werde, um auf das Anliegen des Beschwerdeführers auf-

merksam zu machen.

Die Kläger verfolgten ihr Unterlassungsbegehren sodann im Hauptsacheverfahren

weiter. Mit dem im Verfahren 1 BvR 2620/05 angegriffenen Urteil vom 2. Dezember

2004 gab das Landgericht ihrer Klage statt. Zur Begründung stellte das Gericht dar-

auf ab, dass es an seiner im vorangegangenen einstweiligen Verfügungsverfahren

dargelegten Rechtsauffassung festhalte. Ergänzend führte es aus, dass es für den

geltend gemachten Unterlassungsanspruch unerheblich sei, ob bei einer naturwis-

senschaftlichen oder philosophischen Betrachtungsweise das Leiden hochentwickel-

ter Säugetiere dem der Menschen vergleichbar sei. Denn die allein entscheidende

rechtliche Beurteilung der streitgegenständlichen Bilder habe sich an dem Wertmaß-

stab des Grundgesetzes zu orientieren, in dessen Zentrum die Würde des Menschen

stehe.

Die hiergegen eingelegte Berufung des Beschwerdeführers wies das Kammerge-

richt mit dem hier angegriffenen Beschluss vom 25. November 2005 gemäß § 522

Abs. 2 ZPO zurück. Zur Begründung bekräftigte das Gericht seine bereits in dem vor-

angegangenen einstweiligen Verfügungsverfahren dargelegte Rechtsauffassung und

führte ergänzend aus, dass die Verletzung der Menschenwürde durch die streitge-

genständliche Kampagne auch nicht durch die von dem Beschwerdeführer vertrete-

ne tierrechtliche Position in Frage gestellt werde. Der Beschwerdeführer berücksichti-

ge nicht hinreichend, dass nicht nur Handlungen in menschenverachtender Tendenz

die Menschenwürde verletzen könnten und selbst gute Zwecke, wie der von Art. 20a

GG umfasste Tierschutz, einen objektiv gegebenen Menschenwürdeverstoß nicht

rechtfertigen könnten.

2. Mit seinen Verfassungsbeschwerden macht der Beschwerdeführer geltend, dass

die angegriffenen Entscheidungen des einstweiligen Verfügungsverfahrens (1 BvR

2266/04) gegen seine Grundrechte aus Art. 5 Abs. 1, Art. 3 Abs. 1 und Art. 103 Abs.

1 GG verstießen und die im Hauptsacheverfahren ergangenen Entscheidungen (1

BvR 2620/05) ihn in seinen Grundrechten aus Art. 5 Abs. 1, Art. 3 Abs. 1 GG sowie

Art. 2 Abs. 1 GG, auch in Verbindung mit dem Rechtsstaatsprinzip verletzten.

Hinsichtlich seines Grundrechts auf Meinungsfreiheit führt er aus, der in den geplan-
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ten Bilddarstellungen gezogene Holocaustvergleich sei ein unverzichtbares Mittel,

um die geistige Auseinandersetzung zu bereichern. Die Entscheidungen der Fach-

gerichte beruhten auf einer Fehldeutung des Aussagegehalts der Bilder. Diese setz-

ten die Schicksale der abgebildeten Menschen und Tiere schon nicht gleich. Selbst

wenn aber davon ausgegangen werde, dass die Darstellungen die Behauptung der

Gleichwertigkeit von Mensch und Tier beinhalteten, so könnte dies nur dann als Her-

absetzung des Menschen verstanden werden, wenn davon ausgegangen werden

könnte, dass der Äußernde Tiere für minderwertig halte; ebendies sei aber bei dem

Beschwerdeführer erkennbar nicht der Fall.

Auch behandelten die angegriffenen Entscheidungen die streitgegenständlichen

Bilddarstellungen zu Unrecht anders als entsprechende verbale Holocaustverglei-

che, die vielfach vorkämen und in keinem Fall als Angriff auf die Würde der Opfer ver-

standen worden seien; hierdurch verstießen sie zugleich gegen Art. 3 Abs. 1 GG. Un-

zutreffend sei auch die Annahme, dass die Leiden der Insassen von

Konzentrationslagern durch die streitgegenständliche Kampagne verharmlost wür-

den. Vielmehr sei die Ungeheuerlichkeit des Holocausts gerade Grundlage der Kam-

pagne. Auch in dem Vergleich von deren Leid mit dem Leid der abgebildeten Tiere

liege keine Bagatellisierung. Vielmehr sei die Leidensfähigkeit naturwissenschaftlich

belegt, und die Bedingungen der Massentierhaltung verursachten bei den betroffe-

nen Tieren auch sehr schweres Leid.

Schließlich hätten die Fachgerichte verkannt, dass auch bei unterstelltem Verstoß

gegen die Menschenwürde der abgebildeten Opfer des Holocaust jedenfalls die Klä-

ger sich hierauf nicht berufen könnten. Dies gelte umso mehr, weil gar nicht erkenn-

bar sei, ob es sich bei den abgebildeten Personen überhaupt um Juden oder um an-

dere Opfer des Nationalsozialismus wie etwa Homosexuelle, Sinti und Roma oder

politisch Andersdenkende handele; auch der Begriff „Holocaust“ bezeichne nicht nur

die Verfolgung der Juden.

II.

1. Die Verfassungsbeschwerden werden nicht zur Entscheidung angenommen, weil

Annahmegründe gemäß § 93a Abs. 2 BVerfGG nicht vorliegen.

a) Den Verfassungsbeschwerden kommt keine grundsätzliche verfassungsrechtli-

che Bedeutung im Sinne des § 93a Abs. 2 Buchstabe a BVerfGG zu. Das Bundesver-

fassungsgericht hat die maßgeblichen Fragen bereits entschieden. Dies gilt nament-

lich für den Einfluss des Grundrechts der Meinungsfreiheit bei der Auslegung und

Anwendung grundrechtsbeschränkender Vorschriften des einfachen Rechts (vgl.

BVerfGE 82, 43 <50 ff.>; 93, 266 <292 ff.>).

b) Die Annahme der Verfassungsbeschwerden ist auch nicht zur Durchsetzung der

geltend gemachten Rechte des Beschwerdeführers angezeigt.

aa) In der Sache 1 BvR 2266/04, die sich gegen die Entscheidungen im fachgericht-

lichen Eilverfahren richtet, ist die Verfassungsbeschwerde bereits unzulässig, weil
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das für die Verfassungsbeschwerde erforderliche Rechtsschutzbedürfnis an einer

Sachentscheidung des Bundesverfassungsgerichts (vgl. BVerfGE 105, 239 <246>)

jedenfalls nicht mehr besteht. Denn dem Beschwerdeführer ist mit der Rechtskraft

der Entscheidung über die Unterlassungsklage im fachgerichtlichen Hauptsachever-

fahren ein einfacheres Mittel zur Beseitigung der Beschwer zugewachsen. Nach der

zivilgerichtlichen Rechtsprechung ist nämlich davon auszugehen, dass mit Eintritt der

Rechtskraft eines dem Titel im Verfügungsverfahren gleichlautenden Hauptsacheur-

teils der Verfügungsgrund entfällt, wodurch die einstweilige Verfügung ihre Erledi-

gung findet (vgl. OLG Hamm, Urteil vom 12. November 1987 - 4 U 131/87 -, juris;

OLG Düsseldorf, Urteil vom 3. Mai 1990 - 2 U 10/90 -, juris). Der Schuldner kann da-

her regelmäßig die Aufhebung der einstweiligen Verfügung gemäß §§ 927, 936 ZPO

verlangen. Da ein ausnahmsweise bestehendes Interesse des Gläubigers am Fort-

bestand der einstweiligen Verfügung (vgl. OLG Düsseldorf, a.a.O.) vorliegend nicht

dargelegt oder sonst ersichtlich ist, muss sich der Beschwerdeführer auf diesen Weg

zur Beseitigung des im einstweiligen Rechtsschutzverfahren ergangenen Unterlas-

sungstitels verweisen lassen.

bb) Die Annahme der das fachgerichtliche Hauptsacheverfahren betreffenden Ver-

fassungsbeschwerde 1 BvR 2620/05 ist jedenfalls deshalb nicht gemäß § 93a Abs. 2

Buchstabe b BVerfGG angezeigt, weil deutlich abzusehen ist, dass der Beschwerde-

führer auch im Falle einer Zurückverweisung im Ergebnis keinen Erfolg haben würde

(vgl. BVerfGE 90, 22 <25 f.>).

(1) Allerdings begegnet die Begründung, auf die das Landgericht und im Anschluss

daran das Kammergericht den Unterlassungsanspruch der Kläger stützen, verfas-

sungsrechtlichen Bedenken. Die Gerichte gehen bei der Anwendung der vorliegend

als Schranke des Grundrechts auf Meinungsfreiheit gemäß Art. 5 Abs. 2 GG in Be-

tracht gezogenen zivilrechtlichen Anspruchsgrundlage aus § 823 Abs. 1 und 2 BGB

in Verbindung mit § 1004 Abs. 1 Satz 2 BGB analog, §§ 185 ff. StGB davon aus, dass

die Kläger als frühere Verfolgte der nationalsozialistischen Gewaltherrschaft durch

die Kampagne des Beschwerdeführers in ihrer Menschenwürde (Art. 1 Abs. 1 GG)

betroffen seien. Infolge dieser Auffassung halten die Gerichte es nicht für erforder-

lich, die Rechte der Kläger einerseits und die Meinungsfreiheit des Beschwerdefüh-

rers andererseits abwägend zueinander ins Verhältnis zu setzen.

Das Bundesverfassungsgericht hat mehrfach betont, dass es angesichts des sämt-

lichen Grundrechten innewohnenden Menschenwürdekerns einer besonders sorgfäl-

tigen Begründung bedarf, wenn angenommen werden soll, dass der Gebrauch eines

Grundrechts auf die unantastbare Menschenwürde durchschlage und deshalb eine

Abwägung ausgeschlossen sei (vgl. BVerfGE 93, 266 <293>; 107, 275 <284>); ein

Berühren der Menschenwürde genügt hierfür nicht, sondern es ist eine sie treffende

Verletzung vorausgesetzt (vgl. BVerfG, 1. Kammer des Ersten Senats, Beschluss

vom 5. April 2001 - 1 BvR 932/94 -, NJW 2001, S. 2957 <2959>).

Es erscheint zumindest zweifelhaft, ob die hier angegriffenen Entscheidungen die-
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sem Maßstab entsprechen. Zwar ist die Deutung, die die Gerichte den Bilddarstel-

lungen der streitgegenständlichen Kampagne gegeben haben, nach den Anforde-

rungen, die das Grundrecht auf Meinungsfreiheit bereits auf dieser Ebene stellt (vgl.

BVerfGE 82, 43 <52>; 93, 266 <295>), nicht zu beanstanden. Zu Recht gehen die

Gerichte davon aus, das insoweit maßgebliche verständige und unvoreingenomme-

ne Publikum (vgl. BVerfGE 93, 266 <295>; 114, 339 <348>) verstehe die Gegenüber-

stellung der Fotografien dahingehend, dass das den abgebildeten Tieren zugefügte

Leid als ebenso schwerwiegend wie das der daneben ins Bild gesetzten Menschen

und beider Behandlung als gleichermaßen verwerflich hingestellt werde. Diese Inter-

pretation stützen sie nachvollziehbar auf die visuelle Parallelisierung der formal ähnli-

chen Szenen und die beigefügten Textzeilen. Eine ebenso naheliegende, die Rechte

anderer in geringerem Maße beeinträchtigende Alternativdeutung ist nicht ersicht-

lich und brauchte von den Gerichten nicht erwogen zu werden, zumal auch der Be-

schwerdeführer selbst dem in den angegriffenen Entscheidungen zugrunde gelegten

Verständnis seiner Äußerung nicht entgegentritt, sondern dieses ausdrücklich als na-

heliegend und wünschenswert bezeichnet.

Jedoch dürfte durch die so verstandene Äußerung weder unmittelbar die Men-

schenwürde der abgebildeten Menschen noch die der Kläger in der von den Fachge-

richten angenommenen Weise verletzt sein mit der Folge, dass es auf eine weitere

Abwägung nicht mehr ankommen würde. Es steht zwar außer Frage, dass die Foto-

grafien der Holocaustopfer diese fast ausnahmslos in einer Situation zeigen, in der

sie durch ihre Peiniger in höchstem Maße entwürdigt sind. Daraus, dass die Kampa-

gne sich bildlicher Darstellungen schwerer Menschenwürdeverletzungen bedient,

folgt aber nicht ohne weiteres, dass sie ihrerseits erneut gegen Art. 1 Abs. 1 GG ver-

stößt. Das Bundesverfassungsgericht hat den Gewährleistungsgehalt der durch

Art. 1 Abs. 1 GG geschützten Menschenwürde bisher zumeist von dem jeweils in

Frage stehenden Verletzungsvorgang her bestimmt (vgl. BVerfGE 109, 279 <311 f.>

m.w.N.). Dabei hat es betont, dass sich nicht generell, sondern immer nur in Anse-

hung des konkreten Falles beurteilen lässt, unter welchen Umständen die Menschen-

würde verletzt sein kann (vgl. BVerfGE 30, 1 <25>; 109, 279 <311>; 115, 118 <153>).

Als Verletzungshandlungen Dritter, vor denen der Staat den Betroffenen gemäß

Art. 1 Abs. 1 GG zu schützen hat, wurden beispielhaft genannt die Erniedrigung,

Brandmarkung, Verfolgung oder Ächtung eines Menschen (vgl. BVerfGE 1, 97

<104>). In späteren Entscheidungen hat das Gericht in Auseinandersetzung mit

Grund und Grenzen der so genannten Objektformel die Schwelle zur Verletzung der

Menschenwürde dort überschritten gesehen, wo der Mensch einer Behandlung aus-

gesetzt wird, die seine Subjektqualität prinzipiell in Frage stellt und daher Ausdruck

der Verachtung des dem Menschen kraft seines Personseins zukommenden Wertes

ist (vgl. BVerfGE 30, 1 <26>; 109, 279 <312 f.>).

Ebendiese Qualität ist der hier gegenständlichen Kampagne aber nicht eigen. Ins-

besondere wird den dargestellten Holocaustopfern durch die Kampagne des Be-

schwerdeführers nicht der personale Wert abgesprochen, indem sie wie Tiere bewer-
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tet oder gar behandelt werden. Mag auch der Beschwerdeführer generell von der

Gleichwertigkeit menschlichen und tierischen Lebens überzeugt sein, so liegt in der

geplanten Bildkampagne nach der von den Fachgerichten zugrunde gelegten Deu-

tung keine verächtlich machende Tendenz. Als gleich gewichtig wird nämlich allein

das Leiden dargestellt, das den abgebildeten Menschen und Tieren zugefügt wird.

Auch die weitere von den Fachgerichten angestellte Erwägung, der Beschwerde-

führer benutze das bildlich dargestellte leidvolle Schicksal der Holocaustopfer, das

von den Klägern in gewissem Umfang geteilt wird, um auf das Anliegen des Be-

schwerdeführers aufmerksam zu machen, trägt die Annahme eines Menschenwürde-

verstoßes nicht. Denn auch dieser Indienstnahme der leidvollen Lebensgeschichte

eines anderen Menschen fehlt es an dem Merkmal der prinzipiellen Objektivierung,

also Verachtung des dem Menschen um seiner selbst willen zukommenden Wertes

(vgl. auch BVerfGE 107, 275 <285 f.>).

(2) Indes braucht die Frage, ob die Gerichte vorliegend von einer Verletzung der

Menschenwürde oder des ebenfalls keiner Abwägung zugänglichen Menschenwür-

dekerns des allgemeinen Persönlichkeitsrechts aus Art. 2 Abs. 1 in Verbindung mit

Art. 1 Abs. 1 GG (vgl. BVerfGE 75, 369 <380>) ausgehen durften, nicht abschließend

entschieden zu werden, weil sich der den Klägern zugesprochene Unterlassungsan-

spruch verfassungsrechtlich tragfähig auch ohne den zweifelhaften Rekurs auf die

absolut geschützte Menschenwürde begründen lässt und den angegriffenen Ent-

scheidungen hinreichend deutlich zu entnehmen ist, dass die Gerichte im Fall einer

Zurückverweisung zu keinem anderen Ergebnis kommen würden.

(a) Die Erwägungen, mit denen die Gerichte einen Menschenwürdeverstoß begrün-

det haben, tragen jedenfalls die Annahme einer Beeinträchtigung des allgemeinen

Persönlichkeitsrechts der Kläger. Es ist insbesondere nicht zu beanstanden, dass die

angegriffenen Entscheidungen darauf abstellen, dass nicht nur nach der – empiri-

schen – Mehrheitsmeinung, die der Beschwerdeführer gerade nicht teilt, sondern

nach den Bestimmungen des Grundgesetzes ein kategorialer Unterschied zwischen

menschlichem, würdebegabtem Leben und den Belangen des Tierschutzes besteht,

und infolgedessen die Kampagne des Beschwerdeführers als eine Bagatellisierung

und Banalisierung des Schicksals der Holocaustopfer bewerten. Dass das Landge-

richt hierbei offenbar von einer im Entscheidungszeitpunkt nicht mehr aktuellen Fas-

sung des Art. 20a GG ausgegangen ist und die ausdrückliche Aufnahme der Tiere in

die Staatszielbestimmung daher nicht gewürdigt hat, wirkt sich nicht aus, denn dieser

Fehler ist durch das Kammergericht korrigiert worden.

Dem so verstandenen Aussagegehalt der Werbekampagne durften die Gerichte

auch eine Herabsetzung gerade der Kläger entnehmen, die deren Grundrecht aus

Art. 2 Abs. 1 in Verbindung mit 1 Abs. 1 GG berührt. Das Bundesverfassungsgericht

hat bereits entschieden, dass es keinen verfassungsrechtlichen Bedenken begegnet,

wenn die Fachgerichte in der Leugnung der Judenverfolgung unter dem Nationalso-

zialismus eine schwere Persönlichkeitsverletzung auch der heute lebenden Juden er-
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blicken (vgl. BVerfGE 90, 241 <252 f.>, wo zwar ausdrücklich von einem Angriff auf

die Menschenwürde ausgegangen, aber gleichwohl eine Abwägung vorausgesetzt

wird). Die zugrunde liegende Erwägung, dass es zum personalen Selbstverständnis

der heute in Deutschland lebenden Juden gehöre, als zugehörig zu einer durch das

Schicksal herausgehobenen Personengruppe begriffen zu werden, der gegenüber

eine besondere moralische Verantwortung aller anderen bestehe, und dass dieses

Teil ihrer Würde sei (vgl. BGHZ 75, 160 <162 f.>; BVerfGE 90, 241 <252>), lässt sich

auf den vorliegenden Sachverhalt übertragen.

(b) Auch dieser Rechtsposition kann hier – bei Beachtung der danach bestehenden

verfassungsrechtlichen Abwägungsanforderungen – der Vorrang vor der Meinungs-

freiheit des Beschwerdeführers eingeräumt werden. Dass die Gerichte bei einer er-

neuten Befassung mit der Sache zu ebendiesem Abwägungsergebnis auch gelangen

würden, ist den angegriffenen Entscheidungen mit einer hinreichend konkreten

Wahrscheinlichkeit zu entnehmen, welche die Versagung der Annahme der Verfas-

sungsbeschwerde nach § 93a Abs. 2 Buchstabe b BVerfGG rechtfertigt. Hierfür

spricht zum einen, dass die Entscheidungsgründe – verfassungsrechtlich tragfähige

– Ansätze zu einer Abwägung enthalten, die auf eine solche Bewertung bereits hin-

deuten. Außerdem haben die Gerichte ihre Rechtsauffassung, die streitgegenständli-

che Kampagne des Beschwerdeführers betreffe die Kläger in ihrer absolut geschütz-

ten Menschenwürde, maßgeblich darauf gestützt, dass sie den Eingriff in den

personalen Geltungsanspruch der Kläger als besonders schwerwiegend beurteilt ha-

ben. Da die hierfür angeführten Erwägungen zugleich tragfähige Kriterien für die Ge-

wichtung eines Eingriffs in das allgemeine Persönlichkeitsrecht darstellen, wie sie im

Rahmen einer Abwägung gegen die Meinungsfreiheit des Beschwerdeführers vorzu-

nehmen wäre, ist zu erwarten, dass die Gerichte sich im Fall der Zurückverweisung

hiervon leiten lassen und den Persönlichkeitsinteressen der Kläger so den Vorrang

vor der Meinungsfreiheit des Beschwerdeführers einräumen würden.

2. Von einer weiteren Begründung wird gemäß § 93d Abs. 1 Satz 3 BVerfGG abge-

sehen.

Diese Entscheidung ist unanfechtbar.

Papier Eichberger Masing
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In the case of PETA Deutschland v. Germany, 

The European Court of Human Rights (Fifth Section), sitting as a 

Chamber composed of: 

 Dean Spielmann, President, 

 Mark Villiger, 

 Karel Jungwiert, 

 Boštjan M. Zupančič, 

 Ann Power-Forde, 

 Angelika Nußberger, 

 André Potocki, judges, 

and Claudia Westerdiek, Section Registrar, 

Having deliberated in private on 18 September 2012, 

Delivers the following judgment, which was adopted on that date: 

PROCEDURE 

1.  The case originated in an application (no. 43481/09) against the 

Federal Republic of Germany lodged with the Court under Article 34 of the 

Convention for the Protection of Human Rights and Fundamental Freedoms 

(“the Convention”) by PETA Deutschland (“the applicant”), an association 

based in Germany, on 12 August 2009. 

2.  The applicant association was represented by Mr K. Leondarakis, a 

lawyer practising in Göttingen. The German Government (“the 
Government”) were represented by their Agent, Mr H.-J. Behrens, of the 

Federal Ministry of Justice. 

3.  The applicant association complained, in particular, about a violation 

of its right to freedom of expression. 

4.  On 14 November 2011 the application was communicated to the 

Government. 

5.  The parties replied in writing to each other’s observations. In addition, 

third-party comments were received from Mr S. Korn and the Central 

Council of Jews in Germany, both represented by Mr N. Venn, counsel, 

who had been given leave by the President to intervene in the written 

procedure (Article 36 § 2 of the Convention and Rule 44 § 3). 
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THE FACTS 

I.  THE CIRCUMSTANCES OF THE CASE 

6.  The applicant association is the German branch of the animal rights 

organisation PETA (People for the Ethical Treatment of Animals). It 

pursues, inter alia, the aims of preventing animal suffering and of 

encouraging the public to abstain from using animal products. 

7.  In March 2004 the applicant association planned to start an 

advertising campaign under the head “The Holocaust on your plate”. The 
intended campaign, which had been carried out in a similar way in the 

United States of America, consisted of a number of posters, each of which 

bore a photograph of concentration camp inmates along with a picture of 

animals kept in mass stocks, accompanied by a short text. One of the posters 

showed a photograph of emaciated, naked concentration camp inmates 

alongside a photograph of starving cattle under the heading “walking 
skeletons”. Other posters showed a photograph of piled up human dead 
bodies alongside a photograph of a pile of slaughtered pigs under the 

heading “final humiliation” and of rows of inmates lying on stock beds 
alongside rows of chicken in laying batteries under the heading “if animals 
are concerned, everybody becomes a Nazi”. Another poster depicting a 

starving, naked male inmate alongside a starving cattle bore the title “The 
Holocaust on your plate” and the text “Between 1938 and 1945, 12 million 
human beings were killed in the Holocaust. As many animals are killed 

every hour in Europe for the purpose of human consumption”. 
8.  In March 2004, three individual persons, P.S., C. K. and S. Korn, filed 

a request with the Berlin Regional Court to be granted an injunction 

ordering the applicant association to desist from publishing or from 

allowing the publication of seven specified posters via the internet, in a 

public exhibition or in any other form. The plaintiffs were at the time the 

president and the two vice-presidents of the Central Jewish Council in 

Germany. All of them had survived the Holocaust when they were children; 

C.K. lost her family through the Holocaust. They submitted that the 

intended campaign was offensive and violated their human dignity as well 

as the personality rights of C. K.’s dead family members. 

9.  On 18 March 2004 the Berlin Regional Court granted the injunction. 

By judgment of 22 April 2004, that same court confirmed the interim 

injunction. The court considered that the plaintiffs had a claim to be granted 

injunctive relief under section 823 §§ 1 and 2 in conjunction with section 

1004 of the Civil Code, sections 185 et seq. of the Criminal Code and 

Article 1 §§ 1 and 2 of the German Basic Law (see relevant domestic law, 

below). According to the Regional Court, the plaintiffs were concerned by 
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the impugned statements in their capacity as former victims of the 

Holocaust. 

10.  The Regional Court further considered that the impugned 

representations constituted expressions of opinion and were thus protected 

under Article 5 of the Basic Law. This right protected expressions of 

opinion even if they were formulated in a polemic or offensive way. The 

depictions were particularly disturbing and drew a high degree of media 

attention because the pictures combined on the posters showed seemingly 

similar situations, which could only be discerned by the fact that one side 

showed coloured photographs of animals and the other black-and-white 

photos of humans, both alive and dead. Seen from the point of view of an 

ordinary spectator, the impugned posters had to be interpreted as putting the 

fate of the depicted animals and of the depicted humans on the same level. 

11.  There was no indication that the applicant association’s primary aim 

was to debase the victims of the Holocaust, as the posters obviously 

intended to criticise the conditions under which animals were kept and to 

encourage the spectator to reflect upon these conditions. It followed that the 

expression of opinion related to questions of public interest and would thus 

generally enjoy a higher degree of protection when weighing the competing 

interests. However, in the instant case it had to be taken into account that 

concentration camp inmates and Holocaust victims had been put on the 

same level as animals. In the light of the image of man conveyed by the 

Basic Law, which put human dignity in its centre and only marginally 

referred to the protection of animals, this comparison appeared arbitrary 

because the Holocaust victims were confronted with their suffering and their 

fate of persecution in the interest of animal protection. The debasement of 

concentration camp inmates was thus exploited in order to militate for better 

accommodation of laying hens and other animals. 

12.  The Regional Court finally considered that the decision of the instant 

case did not depend on a weighing of competing interests, as the expression 

of opinion violated the plaintiffs’ human dignity. The comparison offended 

the plaintiffs in their capacity as Holocaust victims by violating the respect 

for their human dignity. This violation was aggravated by the fact that the 

depicted persons were shown in a most vulnerable state. 

13.  On 27 August 2004 the Berlin Court of Appeal rejected the 

applicant’s appeal. 

14.  On 2 December 2004 the Berlin Regional Court, in the main 

proceedings, confirmed its injunction. Further to the reasons given in the 

interim proceedings, the Regional Court considered that it was not its task to 

determine from a philosophical or ethical point of view whether the 

suffering of highly developed animals could be compared to human 

suffering, as the Basic Law put human dignity in its centre. 

15.  On 25 November 2005 the Berlin Court of Appeal rejected the 

applicant’s appeal. 
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16.  On 20 February 2009 the Federal Constitutional Court rejected the 

applicant’s constitutional complaint. The Federal Constitutional Court 

considered that the interpretation of the impugned pictures given by the civil 

courts was coherent and met the requirements imposed by the right to 

freedom of expression. 

17.  The Federal Constitutional Court expressed its doubts as to whether 

the intended campaign violated the human dignity of either the depicted 

persons or the plaintiffs. There was no doubt that the photographs depicted 

Holocaust victims in situations in which they were highly degraded by their 

torturers. However, this did not necessarily imply that the use of these 

pictures also amounted to a violation of the represented persons’ human 

dignity. Having regard to the specific circumstances of the instant case, the 

court considered that the intended campaign did not deny the depicted 

Holocaust victims their personal value by putting them on a par with 

animals. Even though the applicant association might generally be 

convinced of the equality of human and animal suffering, the intended 

campaign did not pursue the aim to debase, as the pictures merely implied 

that the suffering inflicted upon the depicted humans and animals was equal. 

18.  However, the Federal Constitutional Court did not find it necessary 

to decide whether the intended campaign violated the plaintiffs’ human 

dignity, as the impugned decisions contained sufficient arguments which 

justified the injunction without reference to a violation of the plaintiff’s 

human dignity. It was, in particular, acceptable that the domestic courts 

based their decisions on the assumption that the Basic Law drew a clear 

distinction between human life and dignity on one side and the interests of 

animal protection on the other and that the campaign was banalising the fate 

of the victims of the Holocaust. It was, furthermore, acceptable to conclude 

that this content of the campaign affected the plaintiffs’ personality rights. 

Referring to its earlier case law, the Federal Constitutional Court considered 

that it was part of the self-image of the Jews living in Germany that they 

belonged to a group which had been sampled out by their fate and that a 

special moral obligation was owed to them by all others, which formed part 

of their dignity. 

19.  The Federal Constitutional Court did not find it necessary to remit 

the case for re-examination to the lower courts, as there was no indication 

that the lower courts would come to a different conclusion in case of a 

remittal. When weighing the competing interests, the plaintiffs’ legal 

position could be granted preference over the applicant association’s right to 

freedom of expression even without relying on a violation of the plaintiffs’ 
human dignity. The lower courts had put forward sufficient reasons to allow 

this conclusion. In particular, the courts had begun to weigh the competing 

interests. Furthermore, they had based their assumption that the impugned 

campaign violated the plaintiffs’ human dignity on the fact that they 

considered the violation of the plaintiff’s personal honour as particularly 
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serious. As these considerations applied in a similar way to a violation of 

the plaintiffs’ personality rights, it had to be assumed that these principles 

would also guide the courts in case of a remittal. 

II.  RELEVANT DOMESTIC LAW 

20.  The relevant provisions of the German Basic Law read as follows: 

Article 1 

“(1)  Human dignity shall be inviolable. To respect and protect it shall be the duty of 

all state authority. 

(2)  The German people therefore acknowledge inviolable and inalienable human 

rights as the basis of every community, of peace and of justice in the world.” 

Article 5 

“(1)  Every person shall have the right freely to express and disseminate his opinions 

in speech, writing and pictures, and to inform himself without hindrance from 

generally accessible sources. Freedom of the press and freedom of reporting by means 

of broadcasts and films shall be guaranteed. There shall be no censorship. 

(2)  These rights shall find their limits in the provisions of general laws, in 

provisions for the protection of young persons, and in the right to personal honour.” 

Article 20a 

Protection of the natural foundations of life and animals 

“Mindful also of its responsibility toward future generations, the state shall protect 
the natural foundations of life and animals by legislation and, in accordance with law 

and justice, by executive and judicial action, all within the framework of the 

constitutional order.” 

21.  The relevant provisions of the German Civil Code read as follows: 

Section 823 

“(1)  A person who, intentionally or negligently, unlawfully injures the life, body, 

health, freedom, property or another right of another person, is liable to make 

compensation to the other party for the damage arising from this. 

(2)  The same duty is held by a person who commits a breach of a statute that is 

intended to protect another person ...” 
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Section 1004 

“(1)  If the ownership is interfered with by means other than removal or retention of 

possession, the owner may require the disturber to remove the interference. If further 

interferences are to be feared, the owner may seek a prohibitory injunction.” 

Section 185 of the Criminal Code reads as follows: 

“Insult shall be punished with imprisonment for not more than one year or a fine ...” 

According to the constant case-law of the German civil courts, 

section 823 §§ 1 and 2 in conjunction with section 1004 (in analogous 

application) of the Civil Code and section 185 of the Criminal Code grants 

any person whose personality rights concretely risk being violated by 

another person a claim to compel that other person to refrain from 

performing the impugned action. 

III.  LEGAL POSITION OF THE AUSTRIAN SUPREME COURT 

22.  In March 2004 the applicant association organised an exhibition in 

Vienna, where the same posters which form the subject matter of the instant 

proceedings were publicly displayed. A number of Austrian citizens of 

Jewish origin, who had allegedly survived the Holocaust and who were not 

identical with the plaintiffs in the proceedings before the German courts, 

filed a request with the Austrian Courts to be granted an injunction ordering 

the applicant association to desist from publishing the seven specified 

posters. 

23.  On 12 October 2006 the Austrian Supreme Court (no. 6 Ob 321/04f) 

rejected the request. That court expressed its doubts as to whether the 

plaintiffs were directly affected by the impugned poster campaign. It 

considered, in any event, that the impugned campaign was justified by the 

right to freedom of expression. The poster campaign did not debase the 

depicted concentration camp inmates. The court further considered that the 

poster campaign, besides addressing an important subject of general 

interest, had the positive effect of rekindling the memory of the national-

socialist genocide. The concentration camp pictures documented the historic 

truth and recalled unfathomable crimes, which could bee seen as a positive 

contribution to the process of dealing with the past 

(Vergangenheitsaufarbeitung). The plaintiffs had only been affected to a 

limited degree by way of a collective insult. Conversely, the applicant 

association had a legitimate interest in publicly addressing its subject even 

in a drastic way. 
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THE LAW 

I.  ALLEGED VIOLATION OF ARTICLE 10 OF THE CONVENTION 

24.  The applicant association complained that the civil injunctions 

violated its right to freedom of expression as provided in Article 10 of the 

Convention, which reads as follows: 

“1.  Everyone has the right to freedom of expression. This right shall include 

freedom to hold opinions and to receive and impart information and ideas without 

interference by public authority and regardless of frontiers. This Article shall not 

prevent states from requiring the licensing of broadcasting, television or cinema 

enterprises. 

2.  The exercise of these freedoms, since it carries with it duties and responsibilities, 

may be subject to such formalities, conditions, restrictions or penalties as are 

prescribed by law and are necessary in a democratic society, in the interests of 

national security, territorial integrity or public safety, for the prevention of disorder or 

crime, for the protection of health or morals, for the protection of the reputation or 

rights of others, for preventing the disclosure of information received in confidence, 

or for maintaining the authority and impartiality of the judiciary.” 

25.  The Government contested that argument. 

A.  Admissibility 

26.  The Court notes that this complaint is not manifestly ill-founded 

within the meaning of Article 35 § 3 (a) of the Convention. It further notes 

that it is not inadmissible on any other grounds. It must therefore be 

declared admissible. 

B.  Merits 

1.  The applicant association’s submissions 

27.  The applicant association submitted, in particular, that the impugned 

decision was based on a wrong assessment of the facts. It was not true that 

the impugned posters equalised the pictures of the Holocaust and the 

pictures of intensive mass animal farming, they merely showed disturbing 

similarities of the treatment of Holocaust victims and animals. Even if one 

should assume that the representations postulated equality between the 

depicted humans and animals, this was not suited to debase the depicted 

Holocaust victims. According to the applicant association’s conviction, 

which was increasingly shared within society, animals had to be regarded as 

equal fellow creatures. 
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28.  The poster campaign was in no way intended to debase or insult the 

persons represented on the posters and did not violate any of the plaintiffs’ 
rights. It was neither trivialising the suffering, nor did it have any anti-

Semitic background. The applicant association pointed out that the posters 

did not depict the applicants and that it was not even certain that all the 

persons depicted on the photographs were of Jewish Faith. Many persons of 

Jewish origin would not consider that such a comparison would violate their 

personality rights and had even made such comparisons in their own 

publications or had participated in the original planning of the campaign. 

Holocaust comparisons were not unlawful and had been widely used in 

public debate. The Supreme Court of Austria, in its decision given on 

12 October 2006 (see paragraph 23, above) had rejected a request for 

granting a civil injunction against the publication of the impugned posters in 

Austria. 

29.  The applicant association did not contest that the legal prerequisites 

for granting a civil injunction were laid down in the law as defined in the 

established case-law of the German courts. However, these prerequisites 

had not been met in the instant case. In particular, it had not been 

foreseeable for the applicant association that the publication of the 

impugned depictions would, in the domestic courts’ view, violate the 

personality rights of the Jews living in Germany. Contrary to the 

Government’s submissions, the question of whether the plaintiffs were 

concerned in this case was not clearly evaluated under German law. The 

case law quoted by the Government exclusively referred to the denial of the 

Holocaust, and was thus not applicable in the instant case. The decisions in 

this respect were devoid of any legal basis and had thus to be considered as 

being arbitrary. 

30.  The applicant association further submitted that the interference with 

their Convention rights had not been necessary in a democratic society. The 

domestic courts had failed to consider that, under the Court’s case-law, 

freedom of expression constituted one of the essential foundations of a 

democratic society and that a special degree of protection was afforded to 

expressions of opinions which were made in the course of a debate on 

matters of public interest. The applicant association accepted that the 

historical background in Germany made it necessary to apply specific 

criteria enabling every person of Jewish origin to take steps against anti-

Semitic discrimination. However, this approach was taken too far if every 

depiction of a person of Jewish origin was automatically considered 

collective insult. 

31.  The applicant association considered that it was thus not even 

necessary to strike a balance between any competing interests. Even if such 

a balance was to be struck, the applicant association’s right to freedom of 

expression had to take precedence. The German courts had failed to weigh 

the competing interests, having particular regard to the fact that the 
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applicant association pursued objectives of the highest ethical and moral 

standards, as was further supported by the fact that the protection of animal 

rights was expressly mentioned in Article 20 a of the German Basic Law. 

Due to sensory overload through commercials and advertisements, the 

applicant association was dependent on gaining attention for its cause in 

drastic ways. It thus did not matter that the applicant association would have 

had other means at its disposal to express its opinion. 

2.  The Government’s submissions 

32.  The Government considered that the civil injunction was justified 

under Article 10 § 2 of the Convention. The German courts had struck a fair 

balance between the applicant association’s right to freedom of expression 

and the personality rights of the plaintiffs in the instant proceedings, thus 

staying within their margin of appreciation. 

33.  The interference with the applicant association’s right to freedom of 

expression had been in accordance with the law and necessary in a 

democratic society in order to protect the plaintiffs’ personality rights. The 

legal prerequisites for a civil injunction were clearly defined by the 

established domestic case-law. Under these provisions, it was irrelevant if 

the applicant association had the intention of violating the plaintiffs’ 
personality rights. 

34.  The civil injunction pursued the legitimate aim of protecting the 

plaintiffs’ personality rights and was necessary in a democratic society for 

the protection of those rights. The domestic courts had carefully weighed 

the conflicting interests, thereby taking into account the importance of the 

right to freedom of expression in a democratic society. 

35.  In contrast to the legal situation in Austria, there was no doubt under 

German law that the plaintiffs, in their capacity as Jews living in Germany, 

were entitled to rely on their own personality rights in the instant case. In its 

judgment of 18 September 1979 (no. VI ZR 140/78), which concerned the 

denial of the Holocaust, the Federal Court of Justice established that all 

persons of Jewish origin had the right to rely on their own personality 

rights, irrespective of the question if they had been born after the end of 

National Socialism and if all their ancestors were of Jewish descent. The 

Federal Constitutional Court had correctly applied these principles in the 

instant case. 

36.  The Government considered that they should be granted a wide 

margin of appreciation allowing a generous definition of the group of 

affected persons. This applied, in particular, in light of Germany’s history, 

which meant that it was hardly conceivable that a German court would 

reach a similar conclusion as the Austrian Supreme Court (compare 

paragraph 23, above). Given its historical responsibility, it was Germany’s 

duty to ensure that violations of personality rights could be claimed in 
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connection with the Holocaust. The individuals depicted on the photographs 

were, almost without exception, unable to do this themselves. 

37.  It followed that it had to be assumed under the Convention that there 

was a sufficient direct connection between the applicant’s poster campaign 

and the plaintiffs’ personality rights. It was therefore irrelevant whether the 

individuals depicted on the photographs or their descendants would have 

wished the issue of the civil injunction. The attack on the personality rights 

did not consist in the depiction of specific persons in the photographs, but 

rather in the applicant’s use of concentration camp photographs for their 

campaign. It was, furthermore, irrelevant if all of the persons depicted were 

of Jewish faith, as the Holocaust aimed to destroy all Jews living in Europe 

and the overwhelming majority of the victims during this period were of 

Jewish origin. 

38.  According to the Government, the domestic courts had given 

extensive and relevant reasons for letting the plaintiffs’ personality rights 

prevail over the applicant’s right to freedom of expression. They had, in 

particular, taken into account that the applicant association intended to 

express itself on a subject of public interest and that it did neither intend to 

debase the victims of the Holocaust nor to banalise their suffering. On the 

other hand, the domestic courts had taken into account the gravity of the 

violation of the plaintiffs’ personality rights. Furthermore, it had to be 

considered that the sanction imposed on the applicant association had not 

been very severe and that the applicant association had numerous other 

possibilities to express their protest against mass animal farming. 

3.  The third parties’ submissions 

39.  The third parties submitted that the intended poster campaign 

directly violated the rights of Mr S. Korn in his capacity as a Jew living in 

Germany and the Jews living in Germany, who were, by a majority, 

represented by the Central Council of Jews in Germany. They emphasised 

that it was accepted in the established case-law of the Federal Court of 

Justice and of the Federal Constitutional Court that the Jews living in 

Germany regarded themselves as a group singled out by fate, towards whom 

all others had a particular moral responsibility. Consequently, a denial or 

trivialisation of the genocide of Jews in the Third Reich violated the right of 

each member of this group. The direct violation of the rights of all Jews 

living in Germany was also recognised in simple legal standards and on a 

European level. 

40.  The direct effect on the Jews living in Germany was not dependent 

on the identification of the depicted Holocaust victims. There could be no 

serious doubt that such pictures were a symbol of the systematic persecution 

and murder of the Jews in Europe. Each one of the more than 100,000 Jews 

represented by the Central Council of Jews would affirm a violation of their 
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personal rights. It became clear from the applicant association’s submissions 

that they were not aware of the sensitivity of the subject matter. 

41.  In the eyes of a rational and unbiased public, the photographs 

combined with the accompanying texts allowed the only possible 

conclusion that the suffering of the depicted animals counted just as much 

as the suffering of the people pictured next to them. It did not matter in this 

context whether the applicant association intended to violate the personal 

rights and human dignity of the Jews living in Germany. 

4.  Assessment by the Court 

42.  The Court notes that it is common ground between the parties that 

the impugned measure constituted an “interference by [a] public authority” 
with the applicant’s right to freedom of expression as guaranteed under 

Article 10 of the Convention. The Court endorses this assessment. Such 

interference contravenes the Convention if it does not satisfy the 

requirements of paragraph 2 of Article 10. It therefore falls to be determined 

whether the interference was “prescribed by law”, had an aim or aims that is 
or are legitimate under Article 10 § 2 and was “necessary in a democratic 
society” for the aforesaid aim or aims. 

43.  The Court notes that the interference had a legal basis in section 823 

§§ 1 and 2 in conjunction with section 1004 of the Civil Code, and 

section 185 of the Criminal Code (compare paragraph 21, above). The Court 

observes that the applicant association did not contest that these provisions, 

under the established domestic case-law, grant any person whose 

personality rights risk being violated by another person a claim to compel 

that other person to refrain from performing the impugned action. There is 

no doubt that the relevant texts were accessible to the applicant association. 

As to the question of whether the domestic courts correctly applied these 

provisions, the Court reiterates that the application and the interpretation of 

the domestic law primarily fall within the competency of the domestic 

authorities which are, in the nature of things, particularly well placed to 

settle the issues arising in this connection (compare inter alia Barthold 

v. Germany, 25 March 1985, § 48, Series A no. 90). The Court observes that 

the applicant association’s argument primarily evince its disagreement with 

the domestic courts’ decisions. Accordingly, the Court is satisfied that the 

injunction complained of was “prescribed by law”. 
44.  The Court is further satisfied that the interference pursued the 

legitimate aim of protecting the plaintiffs’ personality rights and thus “the 
reputation or rights of others”. 

45.  It thus remains to be determined whether the interference was 

“necessary in a democratic society”. In the judgment of Pedersen and 

Baadsgaard v. Denmark [GC], no. 49017/99 ECHR 2004-XI, the Court 

summarised the general principles in its case law as follows: 
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“68.  The test of “necessity in a democratic society” requires the Court to determine 
whether the interference complained of corresponded to a “pressing social need”. The 
Contracting States have a certain margin of appreciation in assessing whether such a 

need exists, but it goes hand in hand with European supervision, embracing both the 

legislation and the decisions applying it, even those given by an independent court. 

The Court is therefore empowered to give the final ruling on whether a “restriction” is 
reconcilable with freedom of expression as protected by Article 10 (see, among many 

other authorities, Perna v. Italy [GC], no. 48898/99, § 39, ECHR 2003-V, and 

Association Ekin v. France, no. 39288/98, § 56, ECHR 2001-VIII). 

69.  The Court’s task in exercising its supervisory function is not to take the place of 

the competent domestic courts but rather to review under Article 10 the decisions they 

have taken pursuant to their power of appreciation (see Fressoz and Roire v. France 

[GC], no. 29183/95, § 45, ECHR 1999-I). This does not mean that the supervision is 

limited to ascertaining whether the respondent State exercised its discretion 

reasonably, carefully or in good faith; what the Court has to do is to look at the 

interference complained of in the light of the case as a whole, including the content of 

the comments held against the applicants and the context in which they made them 

(see News Verlags GmbH & Co. KG v. Austria, no. 31457/96, § 52, ECHR 2000-I). 

70.  In particular, the Court must determine whether the reasons adduced by the 

national authorities to justify the interference were “relevant and sufficient” and 
whether the measure taken was “proportionate to the legitimate aims pursued” (see 
Chauvy and Others v. France, no. 64915/01, § 70, ECHR 2004-VI). In doing so, the 

Court has to satisfy itself that the national authorities, basing themselves on an 

acceptable assessment of the relevant facts, applied standards which were in 

conformity with the principles embodied in Article 10 (see, among many other 

authorities, Zana v. Turkey, judgment of 25 November 1997, Reports 1997-VII, 

pp. 2547-48, § 51).” 

46.  The Court recalls that the domestic authorities have a variety of tools 

at their disposal allowing them to strike a fair balance between the various 

interests at stake. In assessing the proportionality of the measure at issue 

they have, beyond the complete prohibition or authorisation of the 

expression of an opinion, in particular the option of setting specific limits to 

the authorisation or to the prohibition. Moreover, freedom of expression is 

applicable to not only “information” or “ideas” that are favourably received 
or regarded as inoffensive or as a matter of indifference, but also to those 

that offend, shock or disturb. As set forth in Article 10, this freedom is 

subject to exceptions, which must, however, be construed strictly, and the 

need for any restrictions must be established convincingly (see Axel 

Springer AG v. Germany [GC], no. 39954/08, § 78, 7 February 2012, with 

further references). Furthermore, there is little scope under Article 10 § 2 of 

the Convention for restrictions on political speech or on debate on matters 

of public interest (see, among other authorities, Ceylan v. Turkey [GC], 

no. 23556/94, § 33, ECHR 1999-IV; Verein gegen Tierfabriken Schweiz 

(VgT) v. Switzerland (no. 2) [GC], no. 32772/02, § 92, ECHR 2009 and 

Mouvement raëlien v. Switzerland [GC], no. 16354/06, § 61, 13 July 2012). 
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47.  Turning to the circumstances of the instant case, the Court observes, 

at the outset, that the applicant association’s intended poster campaign 

concerned battery animal-farming. Accordingly, as it related to animal and 

environmental protection, it was undeniably in the public interest (compare 

Verein gegen Tierfabriken Schweiz, ibid.). It follows that only weighty 

reasons can justify the interference with the applicant’s right to freedom of 

expression in this context. The Court further observes that the domestic 

courts adjudicating the applicant’s case carefully examined whether the 

issue of the requested civil injunction would violate the applicant 

association’s right to freedom of expression. In doing so, the domestic 

courts applied the standards developed by the Court as set out above. They 

expressly accepted that the impugned representations constituted 

expressions of opinion and where thus protected under the right to freedom 

of expression. They further acknowledged that this right protected 

expressions even if they were formulated in a polemic or offensive way 

(compare paragraph 10, above) and that the impugned posters related to 

questions of public interest, as they were obviously intended to criticise the 

conditions under which animals were kept (compare paragraph 11, above). 

48.  The Court further observes that the domestic courts considered that 

the intended poster campaign did not pursue the aim to debase the depicted 

concentration camp inmates, as the pictures merely implied that the 

suffering inflicted upon the depicted humans and animals was equal. The 

domestic courts considered, however, that the applicant association 

confronted the plaintiffs with their suffering and their fate of persecution in 

the interest of animal protection. It was this “instrumentalisation” of the 
plaintiffs’ suffering that violated their personality rights in their capacity as 

Jews living in Germany and as survivors of the Holocaust. This violation 

was aggravated by the fact that the depicted Holocaust victims were shown 

in a most vulnerable state. Having regard to the seriousness of this violation, 

the courts considered that the applicant association’s interests in publishing 

the impugned pictures had to cede. While expressing its doubts as to 

whether the intended campaign violated the human dignity of either the 

depicted persons or the plaintiffs, the Federal Constitutional Court endorsed 

the lower courts’ assessment that the campaign banalised the fate of the 

Holocaust victims and that the violation of the plaintiffs’ personal honour 

was particularly serious. 

49.  The Court considers that the facts of this case cannot be detached 

from the historical and social context in which the expression of opinion 

takes place (compare Hoffer and Annen, cited above, § 48 and Rekvényi 

v. Hungary [GC], no. 25390/94, §§ 46 et seq., ECHR 1999-III). It observes 

that a reference to the Holocaust must also be seen in the specific context of 

the German past (see Hoffer and Annen, ibid.) and respects the 

Government’s stance that they deem themselves under a special obligation 

towards the Jews living in Germany (compare paragraph 36, above). In the 
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light of this, the Court considers that the domestic courts gave relevant and 

sufficient reasons for granting the civil injunction against the publication of 

the posters. This is not called into question by the fact that courts in other 

jurisdictions might address similar issues in a different way (also compare 

Müller v. Switzerland, 24 May 1988, § 36 , Series A no. 133). 

50.  The Court further recalls that the nature and severity of any sanction 

imposed are also factors to be taken into account when assessing the 

proportionality of the interference (see, among other authorities, Ceylan, 

cited above, § 37 and Annen II v. Germany (dec.), nos. 2373/07 and 

2396/07, 30 March 2010). Turning to the circumstances of the instant case, 

the Court notes that the proceedings at issue did not concern any criminal 

sanctions, but a civil injunction preventing the applicant association from 

publishing seven specified posters. The Court finally observes that the 

applicant has not established that it did not have other means at their 

disposal of drawing public attention to the issue of animal protection. 

51.  Having regard to the foregoing considerations and, in particular, to 

the careful examination of the case by the domestic courts, the Court 

accepts that the civil injunctions issued against the applicant association 

were a proportionate means to protect the plaintiffs’ personality rights. 

There has accordingly been no violation of Article 10 of the Convention. 

II.  OTHER ALLEGED VIOLATIONS OF THE CONVENTION 

52.  The applicant association further complained under Article 6 § 1 of 

the Convention that the domestic courts arbitrarily based their judgments on 

a false assessment of the facts and failed to take into account relevant case 

law of the Federal Constitutional Court. It finally complained under 

Article 14 of the Convention that it was stigmatised as being anti-Semitic. 

53.  However, in the light of all the material in its possession, and in so 

far as the matters complained of are within its competence, the Court finds 

that they do not disclose any appearance of a violation of the rights and 

freedoms set out in the Convention or its Protocols. 

It follows that this part of the application is manifestly ill-founded and 

must be rejected in accordance with Article 35 §§ 3 (a) and 4 of the 

Convention. 

FOR THESE REASONS, THE COURT UNANIMOUSLY 

1.  Declares the complaint under Article 10 of the Convention admissible 

and the remainder of the application inadmissible; 

 

2.  Holds that there has been no violation of Article 10 of the Convention. 
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Done in English, and notified in writing on 8 November 2012, pursuant 

to Rule 77 §§ 2 and 3 of the Rules of Court. 

Claudia Westerdiek Dean Spielmann 

 Registrar President 

 

In accordance with Article 45 § 2 of the Convention and Rule 74 § 2 of 

the Rules of Court, the separate opinion of Judge Zupancic joined by Judge 

Spielmann is annexed to this judgment. 

D.S. 

C.W. 
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CONCURRING OPINION OF JUDGE ZUPANČIČ, JOINED 
BY JUDGE SPIELMANN 

1.  We agree, obviously, with the outcome in this case. We beg to differ, 

however, with the reasoning of the majority such as essentially implied in 

§ 49 of the judgment, where it says “that the impact of an expression of an 

opinion [...] on another person’s personality rights cannot be detached from 

the historical and social context in which the statement has been made and 

that a reference to the Holocaust must also be seen in the specific context of 

the German past.” (Citing Hoffer and Annen, § 48). 

2.  This, of course, is very true, yet it also implies the Court might agree 

to the impunity of an applicant’s behaviour in a jurisdiction where the 

“historical and social context” is purportedly different. 
3.  Apart from that, the real question here is the relativisation of an 

unacceptable use of the freedom of expression. This relativisation is only a 

shade removed, if one considers mere appearances, from a Nazi kind of 

discriminatory pronouncement. One need only imagine that the poster was 

made from the opposite point of view; then one easily arrives at a converse 

impression that the inmates shown behind the barbed wire are to be 

compared with the pigs behind the bars. If such is the kind of statement 

covered by freedom of expression, one then finds it difficult to understand, 

what is not covered by freedom of expression. 

4.  The above relativisation is deeply problematic from a seemingly 

“democratic” point of view, where everything goes because everything is 

relative and everything is, to put it metaphorically, for sale. People only 

have opinions, but they lack convictions, let alone the courage of their 

convictions. The difference between good and evil, between what is right 

and what is clearly wrong is thus a matter of opinion, as if reasonable men 

could reasonably differ on a particular subject matter. 

5.  Here we may pause and ask, whether reasonable men could indeed or 

could not differ on the utterly distasteful and unacceptable comparison 

between pigs on the one hand and the inmates of Auschwitz or some other 

concentration camp, on the other hand. A few decades ago this kind of 

Denkexperiment, even in the American context, would only yield a result 

unfavourable to the applicants, because a few decades ago, reasonable 

persons could not possibly differ on the question we have before us in this 

case. 

6.  Apparently, things have changed to the extent that indeed both the 

Federal Constitutional Court in Germany, as well as our Court, are still able 

to say that such comparison is unacceptable, but only in the context of a 

country carrying a historical stigma concerning the concentration camps. 

7.  The Federal Constitutional Court, as we say in paragraph 48, endorsed 

the lower German courts’ assessment to the effect that the campaign made 

banal the fate of the Holocaust victims and that the violation of the 
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plaintiffs’ personal honour was particularly serious. We, on the other hand, 

seem to be even more “flexible” and we only maintain that the personality 

rights (Persönlichkeitsrechte) cannot be detached from the social context in 

which the poster statement has been made and moreover, that the reference 

to the Holocaust must also be seen in the specific context of the German 

past. 

8.  Quite apart from the fact that the German Federal Constitutional 

Court did not consider the issue under the constitutional norm concerning 

dignity, this was explained by technical reasons; there is a noticeable 

difference between the two positions. Thus, it is difficult to say whether that 

court, if such an attack were to occur; would indeed find it incompatible 

with human dignity. Personally, we have no doubts that it would. 

9.  If that were to be true, the position taken by the domestic 

constitutional court would be far more than ours a question of principle, i.e., 

the decision would not be taken in the German domestic context as a matter 

of cultural relativisation. On the other hand, the unfortunate implication of 

our own position seems to be that the same kind of “freedom of expression” 
in the Austrian cultural context would clearly be acceptable – let alone in 

other countries ranging from Azerbaijan in the east to Iceland in the west. 

10.  Moreover, since the judgment in this case, unless it goes to the 

Grand Chamber, will become a precedent, it will be de facto binding on all 

other countries, of course negatively – except on Germany. Because, what is 

unacceptable in Germany, is no longer unacceptable in Austria, with a 

similar historical concern, and a fortiori so in other countries. We do not 

believe that such an approach, were it to be reconsidered by the Grand 

Chamber, would be acceptable and confirmed. 

11.  If we now return to the opening theme and consider the difference 

between the principled and the relativistic positions, as in this case, we may 

be reminded, although tangentially, of H. L. A. Hart’s distinction between 

prescriptive norms on the one hand and the instrumental norms on the other 

hand. 

12.  Because instrumental norms are relative to the prescriptive norm, 

they are in that sense relative, whereas the prescriptive norm is by counter 

distinction and juxtaposition, categorical and in that sense, absolute. 

13.  Here we are reminded of Immanuel Kant’s categorical imperative. 

His position was that every human being must be treated as an end in 

himself. This perhaps coincides with the German constitutional concept of 

dignity. 

14.  But when human beings in their utter suffering and indignity are, as 

here, compared to hens and pigs for the lesser purpose of protecting 

otherwise legitimate advancement of animal rights, we are no longer in the 

position to maintain that the human beings seen in these pictures are treated 

as an end in themselves. 
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15.  Clearly, these human beings, not only Jewish but of all nationalities, 

in a concentration camp, are here treated as an instrument for the 

advancement of animal rights. If their image is so instrumentalised, little is 

left of their human dignity, I’m certain, even in the context of German 

constitutional law. 

16.  Hart’s distinction between prescriptive norms on the one hand and 

instrumental norms on the other hand, is in fact an analogy to the distinction 

between Kant’s categorical imperative on the one hand and less categorical 

norms on the other hand. 

17.  In simple legalistic language, the question is therefore, where do we 

draw the line? Would these pictures be acceptable in Azerbaijan or Iceland, 

or in Austria, or would they not be acceptable? 

18.  Indeed, this is a question of varying cultural standards, which may or 

may not be shared in any of the 47 different cultural contexts. In turn, the 

European Court of Human Rights is put in a position whereby it may or it 

may not relegate the issue to the so-called margins of appreciation. 

19.  According to that logic, what is acceptable in any other country may 

not be acceptable in Germany, etc. We see, that this is simply a different 

kind of relativisation of the same issue, i.e., of our own refusal to draw the 

line. If the line cannot be drawn here, one is entitled to ask where it would 

be drawn. It would be difficult to find anything more shocking, as Justice 

Frankfurter of the U.S. Supreme Court would have said, to human 

conscience. 


